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Landesmedienanstalten durchsuchen Internet mit KI-Tool und leiten Ergebnisse an den 
Verfassungsschutz weiter – Wie verfährt NRW? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach Recherchen der Welt setzen die Landesmedienanstalten ihre KI-Software „KIVI“ in Zu-
sammenarbeit mit Verfassungsschutzbehörden bei der Bekämpfung von Hasskriminalität und 
Extremismus im Internet ein. Mehrere Innenministerien bestätigten gegenüber der Zeitung, 
dass zwischen den Landesmedienanstalten und den jeweiligen Landesämtern für Verfas-
sungsschutz ein regelmäßiger oder anlassbezogener Informationsaustausch stattfindet. Die 
Landesmedienanstalten wurden ursprünglich zur Aufsicht über private Rundfunkanbieter ge-
gründet.1 
 
Die Software „KIVI“ wird seit 2022 bundesweit eingesetzt und durchsucht automatisiert soziale 
Netzwerke und andere Online-Plattformen nach mutmaßlich rechtswidrigen Inhalten und mög-
lichen Verstößen gegen den Medienstaatsvertrag. Nach Angaben der Arbeitsgemeinschaft der 
Medienanstalten wurden bislang rund 130.840 potenzielle Rechtsverstöße identifiziert. Ver-
dachtsfälle werden unter anderem an das Bundeskriminalamt weitergeleitet.2 
 
Die Welt berichtet unter Berufung auf einen nicht namentlich genannten Informanten, dass 
Ergebnisse der Überwachung auch an deutsche Verfassungsschutzbehörden übermittelt wür-
den. Dies geschehe demnach ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage und „unter der 
Hand“. Die Arbeitsgemeinschaft der Medienanstalten wies diesen Vorwurf gegenüber der Zei-
tung nicht ausdrücklich zurück, sondern erklärte lediglich, man arbeite „mit den für die Ausfüh-
rung unseres gesetzlichen Auftrags erforderlichen Institutionen formell zusammen“.3 
 
Mehrere Bundesländer bestätigten konkrete Formen der Zusammenarbeit. Das Bayerische 
Staatsministerium des Innern sprach von einem „anlassbezogenen Infoaustausch“ zwischen 
dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz und der Bayerischen Landeszentrale für 
neue Medien. Hamburg erklärte, der Verfassungsschutz sei Partner der zuständigen Medien-
anstalt in einem „Behördenkompetenznetzwerk gegen Rechtsextremismus“. Aus Baden-

 
1 Vgl. https://apollo-news.net/landesmedienanstalten-durchsuchen-internet-mit-ki-tool-und-leiten-

ergebnisse-an-den-verfassungsschutz-weiter/. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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Württemberg wurde ein „regelmäßiger und enger Austausch“ zwischen dem Landesamt für 
Verfassungsschutz und der Landesanstalt für Kommunikation bestätigt. Andere Bundesländer 
bestritten eine Zusammenarbeit oder verweigerten unter Verweis auf Geheimschutz nähere 
Auskünfte.4 
 
Nach Darstellung der Welt bleibt zudem weitgehend unklar, nach welchen Kriterien die KI-
Inhalte bewertet werden, welche Plattformen überwacht werden und welche Nutzergruppen 
im Fokus stehen. Die Erklärung zur Datenverarbeitung beim Einsatz des Aufsichtstools „KIVI“5 
sieht vor, dass das System unter anderem Kontaktdaten sowie Foto-, Audio- und Videoauf-
nahmen verarbeiten kann. Darüber hinaus können auch besonders sensible personenbezo-
gene Daten erfasst werden, darunter politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche 
Überzeugungen, Angaben zur sexuellen Orientierung sowie Informationen zum Sexualleben. 
Die Landesmedienanstalten weisen den Vorwurf einer umfassenden Überwachung zurück. 
Nach ihrer Darstellung dient „KIVI“ ausschließlich der Identifizierung potenziell rechtswidriger 
Inhalte im Internet und der Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrags.6 
 
 
Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei hat die Kleine Anfrage 8543 mit 
Schreiben vom 28. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem  
Minister des Innern und dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Der Landesregierung liegen zu den nachfolgenden Fragen nur teilweise eigene Informationen 
vor. Die Landesanstalt für Medien NRW als staatsfern organisierte und daher nicht in den 
herkömmlichen Behördenaufbau einbezogene Aufsichtsbehörde wurde deshalb um Stellung-
nahme gebeten, um dort vorliegende Informationen einzuholen. 
 
 
1. Welche konkreten Formen der Zusammenarbeit bestehen zwischen der Landes-

anstalt für Medien Nordrhein-Westfalen und dem Ministerium des Innern des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, dem Landesamt für Verfassungsschutz Nordrhein-
Westfalen sowie weiteren Sicherheitsbehörden im Zusammenhang mit dem Ein-
satz der KI-Software „KIVI“? (Bitte Art, Umfang, Rechtsgrundlagen und Zeitpunkt 
der Zusammenarbeit darstellen.)  

 
3. Auf welcher konkreten gesetzlichen Grundlage werden Erkenntnisse, die mittels 

der KI-Software „KIVI“ gewonnen wurden, an das Landesamt für Verfassungs-
schutz Nordrhein-Westfalen oder andere Sicherheitsbehörden übermittelt?  

 
Die Fragen 1 und 3 werden wegen des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 
 
Eine Zusammenarbeit des Ministeriums des Innern bzw. der dort angesiedelten Abteilung Ver-
fassungsschutz mit der Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen in Bezug auf den Ein-
satz der genannten KI-Software „KIVI“ findet nicht statt. 
 

 
4 Ebenda. 
5 Landesanstalt für Medien NRW: https://www.medienanstalt-nrw.de/datenschutzerklaerung.html 
6 https://apollo-news.net/landesmedienanstalten-durchsuchen-internet-mit-ki-tool-und-leiten-

ergebnisse-an-den-verfassungsschutz-weiter/. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/21092 

 
 

3 

Die Landesanstalt für Medien NRW hat auf Nachfrage mitgeteilt, dass sie ihrerseits keine 
durch KIVI identifizierten Verdachtsfälle an das Ministerium des Innern, die dort angesiedelte 
Abteilung Verfassungsschutz, das Bundesamt für Verfassungsschutz oder das Landeskrimi-
nalamt Nordrhein-Westfalen weiterleitet. 
  
Soweit im Rahmen der Aufsichtstätigkeit strafrechtsrelevante Verstöße im Zuständigkeitsbe-
reich der Landesanstalt für Medien NRW festgestellt würden, würden diese regelmäßig den 
zuständigen Strafverfolgungsbehörden angezeigt (§ 158 StPO). Seit Mai 2022 bestehe eine 
Kooperation mit dem Bundeskriminalamt, konkret mit der dort angesiedelten Zentralen Melde-
stelle für strafbare Inhalte im Internet (ZMI beim BKA).   
 
 
2. Welche personenbezogenen Daten (z. B. politische Meinungen, religiöse Überzeu-

gungen oder Angaben zur sexuellen Orientierung), wurden durch „KIVI“ seit des-
sen Einführung in Nordrhein-Westfalen verarbeitet, gespeichert oder an Behörden 
des Landes übermittelt?  

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine eigenen Informationen vor. 
 
Die Landesanstalt für Medien NRW hat mitgeteilt, dass politische Meinungen, religiöse Über-
zeugungen oder Angaben zur sexuellen Orientierung von KIVI nicht gesondert erfasst oder 
ausgewertet würden. KIVI verarbeite ausschließlich öffentlich zugängliche Informationen zu 
Inhalten und deren Verantwortlichen. Soweit Inhalte politische Meinungen, religiöse Überzeu-
gungen oder Angaben zur sexuellen Orientierung enthielten, könnten diese als Bestandteil 
eines potenziell rechtswidrigen Inhalts verarbeitet werden. Übermittlungen erfolgten aus-
schließlich im Rahmen der gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung und unter Wahrung der je-
weiligen Zuständigkeitsbereiche sowie der datenschutzrechtlichen Vorgaben. 
 
 
4. Wie viele durch „KIVI“ generierte Verdachtsfälle mit Bezug zu Nordrhein-Westfa-

len wurden seit Einführung des Systems jeweils pro Jahr und Monat festgestellt?  
 
Der Landesregierung liegen hierzu keine eigenen Daten vor. 
 
Die Landesanstalt für Medien NRW hat die folgenden Daten mitgeteilt. Bei diesen handelt es 
sich ihrer Auskunft nach um eine Aufstellung von entsprechenden Verdachtsfällen. 
 

Mo-
nat/Jahr 

2021 2022 2023 2024 2025 2026 

Jan 1 6 131 13 82 165 

Feb - 1 174 17 69 163 

Mrz - 101 47 15 195 204 

Apr 15 67 42 17 276 230 

Mai - 47 116 9 218 125 

Jun - 44 141 1 114 376 

Jul - 84 116 12 111 132 

Aug - 181 41 15 6 - 

Sep 15 52 58 119 179 - 

Okt 32 2 88 84 88 - 

Nov 24 76 11 106 35 - 

Dez 34 194 32 72 144 - 

Summe 121 855 997 480 1.517 1.395 
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5. Wie viele der in Frage 4 abgefragten Fälle führten zu Ermittlungsverfahren, Ankla-
gen oder rechtskräftigen Verurteilungen respektive in wie vielen Fällen erwiesen 
sich die Verdachtsmeldungen im Nachhinein als unbegründet?  

 
Im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz werden statistische Daten im Sinne der Fra-
gestellung nicht erhoben. Zur Beantwortung der Frage bedürfte es seiner händischen Auswer-
tung sämtlicher in Betracht kommender Verfahren, die mit vertretbarem Verwaltungsaufwand 
nicht zu leisten ist. Der Generalstaatsanwalt in Köln hat dem Ministerium der Justiz am 
12.08.2026 im Übrigen berichtet, dass einer Mitteilung des Leitenden Oberstaatsanwalts in 
Köln zufolge sich den dort eingehenden Meldungen der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen nicht entnehmen lasse, ob die darin mitgeteilten Verdachtsfälle unter Einsatz der 
KI-Software generiert worden seien. 


